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Die Basler Verkehrs-Betriebe
(BVB) bauen rund 20 Stellen ab.
Das hat zu kritischen Nachfra-
gen von Basta-Grossrätin und
Gewerkschafterin Franziska Stier
geführt. Sie wollte unter ande-
remwissen,wieso es eine exter-
ne Analyse des Beratungsunter-
nehmens PWCbrauchte, umden
Entscheid zu treffen. Schliesslich
heisse es doch immer, dass Ma-
nager so hohe Löhne erhielten,
weil sie eine so grosse Verant-
wortung tragen müssten, sagte
sie amMittwoch imGrossen Rat.

Die Basler Bau- undVerkehrs-
direktorin Esther Keller gab Stier
eine nüchterne Antwort. Der de-
finitive Entscheid über den Stel-
lenabbau sei vonderGeschäftslei-
tung der BVB gefällt worden. Der
Verwaltungsrat sei in den Prozess
eingebunden gewesen.Die Regie-
rung sei erst nach demEntscheid
mündlich informiert worden.

Der Auftrag war laut Keller von
derGeschäftsleitung derBVBmit
demZiel erteiltworden,die admi-
nistrativen und «indirekt produk-
tiven» Bereiche der BVB – insge-
samt rund 400 Vollzeitstellen –
auf Effizienz und Effektivität zu
überprüfen.Grundlage dafür bil-
dete ein «Benchmarking»mit an-
deren SchweizerTransportunter-
nehmen. Sprich: Das Beratungs-
unternehmenhat die BVBmit vier
anderen SchweizerÖV-Unterneh-
men verglichen. Mit welchen al-
lerdings, ist Keller respektive den
BVB nicht bekannt.

Die Regierung begründet den
Stellenabbaumit dem steigenden
Kostendruck im öffentlichenVer-
kehr. Laut Keller sind zwar auch
andereMassnahmenwie Prozess-
anpassungen undDigitalisierung
geprüftworden.Allein damit hät-
ten sich die nötigen Einsparun-
gen aber nicht erreichen lassen.
Die Analyse durch PWC kostete
laut Regierung 127’000 Franken.

Keine weiteren Entlassungen
bei den BVB geplant
Für die betroffenenMitarbeiten-
den seien Abfindungen, verlän-
gerte Kündigungsfristen in Här-
tefällen sowie Unterstützung bei
Anschlusslösungen vorgesehen.
Auch Frühpensionierungenwür-
den geprüft.Weitere Umstruktu-
rierungenmit zusätzlichemPer-
sonalabbau seien derzeit nicht
geplant.

Interpellantin Franziska Stier
kritisierte anschliessend, dass
die BVB zunehmend nach be-
triebswirtschaftlichen Kriterien
geführt würden. Dabei erfüllten
die Verkehrsbetriebe einen Ser-
vice-public-Auftrag und dürften
nichtwie ein Privatunternehmen
geführtwerden, sagte sie imRat.

Stier warnte zudem vor den
Folgen für die Belegschaft. Per-
sonalabbau löse Ängste aus und
erhöhe den Druck auf die ver-
bleibenden Mitarbeitenden. Ge-
rade die Beschäftigten der BVB
– in Büros,Werkstätten oder im
Fahrdienst – seien zentral für das
Funktionieren der Stadt und für
eine soziale und klimapolitisch
nachhaltige Verkehrspolitik.

Alexander Müller

Kritische Fragen
zum Stellenabbau
bei den BVB
20 Kündigungen Vorab hatten
die Verkehrs-Betriebe eine
Studie in Auftrag gegeben –
für 127’000 Franken.

ImGrossen Rat ist normalerwei-
se wenig Platz übrig für Frotze-
leien. Doch ein Waschbär kann
den Unterschied machen. Als
Regierungsrat Kaspar Sutter
(SP) die Interpellation betref-
fend «Bekämpfung der Wasch-
bärenplage» von Jérôme Thiriet
(Grüne) mündlich beantwortet,
kann er sich ein Lachen nicht
verkneifen.

Zur Frage Thiriets, welche
Kenntnisse dem Kanton über
Schäden durch Waschbären,
etwa an Gebäuden, vorlägen,
sagt Sutter: «Bisher ist demKan-
ton bekannt, dass in einem Fall
ein Waschbär über eine Katzen-
klappe in ein Haus eingedrun-
gen ist.» Weiter kommt er nicht
– denn nicht nur er selbst, son-
dern das ganze Parlament bricht
in Gelächter aus.

Sutter setzt neu an: «Da der
Waschbär sofort entdeckt wur-
de und flüchtete, ist kein Scha-
den entstanden.» Sowohl für den
Hausbesitzer als auch das putzi-
ge Raubtier, dem bei der Gefan-

gennahme der schmähliche Tod
droht,war es wohl eine gangba-
re Lösung.

«Populationsdynamik» habe
gebremst werden können
Der Waschbär ist zwar putzig,
aber als eingewanderte Art für
die hiesige Faunanicht ungefähr-
lich. Für zahlreiche einheimische
Tiere sindWaschbären ein Fress-
feind, zudem können sie Krank-
heiten übertragen.Ebensoverur-
sachen sie grösseren Sachscha-
den, wenn sie sich in Häusern
einrichten: Sie zerfressen Däm-
mungen, hinterlassen Kot und
Urin.Von einer «Waschbärenpla-
ge»,wie esThiriet in seinemVor-
stoss formuliert, kann dennoch
kaum die Rede sein.

Wie Regierungsrat Sutter aus-
führt, gab es in Basel-Stadt 22
Sichtungen von Waschbären seit
April 2024.Es sei allerdings davon
auszugehen, dass esmehr Indivi-
duen im Stadtkanton gebe. Bis-
her seien vierWaschbären gefan-
gen und «euthanasiert» worden.

Die Tiere würden nicht abge-
schossen, sondern gefangen und
erst dann getötet. So könne ver-
hindertwerden, dassMuttertiere
getötetwürden – stirbt dasMut-
tertier, verenden die verwaisten
Jungtiere auf qualvolle Art und
Weise. «Der Elternschutz gilt in
Basel-Stadt auch für invasive, ge-
bietsfremde Arten.»

Trotzdem: Die einheimi-
sche Fauna müsse primär durch

«Entnahme», also Bejagung, der
Waschbären geschützt werden.
Sutter sagt, dass dank «Entnah-
me» die «Populationsdynamik»
der Waschbären habe gebremst
werden können.

Andere präventive Massnah-
men müssten Hauseigentümer
ergreifen. Es empfehle sich, Fut-
terquellen zu minimieren, um
Waschbären nicht anzulocken.
Zudem helfe es, Katzenklappen
mit Sensoren auszustatten, Fens-
ter geschlossen zu halten und
Fallrohre zu verkleiden.

Auch im Baselbiet ist
derWaschbär ein Problem
Gemäss Sutter ist das Baselbiet
neben demAargau einer der am
stärksten von Waschbären be-
troffenen Kantone.Doch auch im
Landkanton will man nicht von
einer «Plage» sprechen.Wie die
Volkswirtschafts- und Gesund-
heitsdirektion (VGD) auf Anfra-
ge schreibt, wurden 2025 rund
20 Waschbärsichtungen gemel-
det, 2020 waren es bloss zwei.

Gleichzeitig wurden in der
Jagdsaison 2025/2026 25 Tie-
re erlegt, in der Jagdsaison
2021/2022 waren es nur deren
vier. «Beide Zahlen lassen eine
Zunahme vermuten», sagt das
VGD. «Die Dunkelziffer dürf-
te deutlich höher liegen, denn
nicht jeder Waschbär wird be-
merkt und nicht jeder Wasch-
bär wird gemeldet.»

Exakte Zahlen zur Population
gebe es nicht. Doch der Wasch-
bär ist dabei, «sich im Kanton
auszubreiten». In den vergange-
nen fünf Jahren seien rund 100
Waschbären erlegt worden.

Trotzwachsender Population
ist man von grösseren Schäden
imBaselbiet bis anhin verschont
geblieben. Lediglich «gefresse-
ne Kirschen» seien als Schaden
gemeldet worden, heisst es von
der Direktion. Im Baselbiet gel-
ten fürHauseigentümer die glei-
chen Empfehlungen wie in Ba-
sel-Stadt.

Nic Engel und Aurelio Gaggiotti

Waschbär dringt in Haus ein – Gelächter im Grossen Rat
Invasive Tierart Ein Vorstoss wollte genaue Zahlen zur «Waschbärenplage» in Basel-Stadt ermitteln.

Putziges Kerlchen: Der Waschbär
ist für die einheimische Fauna
nicht ungefährlich. Foto: Imago

Katrin Hauser

—Darum geht es
Laurin Hoppler (Grüne) erin-
nert sich noch gut an seine ei-
gene Schulzeit. Daran, wie «ich
mit halb offenen Augen dage-
sessen habe und der Schulstoff
an mir vorbeigezogen ist». Das
sei «keine Faulheit, das ist Bio-
logie», sagt er am Mittwoch im
Grossen Rat. Thema ist ein spä-
terer, flexibler Schulstart. Basler
Jugendliche sollen künftig nicht
umPunkt 8Uhr in der Schule sit-
zenmüssen. Sie sollen selbst be-
stimmen,wann ihr Schultag be-
ginnt – innerhalb eines Zeitfens-
ters bis mindestens 8.30 Uhr. So
fordert es Hoppler in einembreit
unterstützten Vorstoss. Konkret
geht es um die Sekundarstufe I
und II, das ZBA und die Basler
Berufsschulen.

—Die Kehrtwende
Vor vier Jahren war der spätere
Schulstart bereits einmal Thema
im Grossen Rat. Damals wurde
derVorstoss von Franziska Roth
(ehemalige SP-Grossrätin) abge-
lehnt.AmMittwoch aber stimmt
eineMehrheit dafür, dass die Re-
gierung das Anliegen zumin-
dest prüfen soll. Was hat sich
geändert?

LDP-Grossrätin CatherineAli-
oth gehört zu den Politikerinnen,
die vor vier Jahren noch dage-
gengestimmt haben. Der Grund,
wieso sie ihreHaltung nun geän-
dert hat, ist die «deutliche Ver-
schlechterung der psychischen
Gesundheit von Jugendlichen».
Diese Entwicklung bereite ihr
grosse Sorgen.

—Die klarsten Ansagen
Mehrere Grossrätinnen greifen
dieses Argument in der Debatte
auf. «Schlafmangel ist ein Brand-
beschleuniger für viele psy-

chische Erkrankungen», sagt
etwa Grünen-Grossrätin Anouk
Feurer. Dieser Vorstoss sei des-
halb nicht etwa ein «lustiges
Extra» oder ein «Ausschlafpri-
vileg» für Jugendliche, sondern
«eine notwendige Antwort auf
die hormonelle Umstellung in
der Pubertät».

Hoppler begründet seine For-
derung mit Ergebnissen aus der
schlafmedizinischen und ent-
wicklungspsychologischen For-
schung. Wissenschaftler erach-

ten mittlerweile als erwiesen,
dass sich ein späterer Start in
den Tag positiv auf die Leistun-
gen der Jugendlichen auswirkt.

Eine grundlegend andereHal-
tung vertritt die SVP-Fraktion.
Ihr Sprecher Joël Thüring lei-
tet sein Votum mit dem Sprich-
wort «Der frühe Vogel fängt den
Fisch» ein. Ein Schulstart um
8.30 Uhr habe mit dem späte-
ren Berufsalltag einfach nicht
viel zu tun. Im Gegenteil müs-
se ein Lehrling beispielsweise in

der Spedition noch deutlich frü-
her bereitstehen.

Wenn Schüler um 8.15 Uhr
noch zu müde seien für den Un-
terricht, müsse man sich viel-
leicht fragen, ob dieUrsache nicht
eher am Vorabend zu suchen sei
– bei zu langemKonsumvonTik-
tok beispielsweise. Auch die Stu-
dien, die Hoppler aufführt, über-
zeugen Thüring nicht. Man kön-
ne zu jedemThema irgendwelche
Studien heranziehen, die etwas
belegen oder bestätigenwürden.

Das ärgert wiederum SP-Gross-
rätin Jessica Brandenburger,
die betont, die Studienlage sei
schlicht und einfach eindeutig.
«Es gibt keine Studie, die sagt,
Kinder sollten bitte schon um
7 Uhr früh in der Schule sein,
weil das supergut für ihre Bio-
logie ist.»

—Hierwird es brenzlig
LDP-Grossrat Alex Ebi hat gröss-
tes Verständnis für das Anliegen
vonHoppler und Konsorten. «Al-
les, was vor 9 oder 10 Uhr mor-
gens stattfindet, ist für mich
noch mitten in der Nacht», gibt
er freimütig zu und erntet Ge-
lächter im Saal.Was ihn beschäf-
tigt, ist, dass die Schule bei ei-
nem späteren Start auch später
enden könnte. Das dürfe nicht
sein. «Denn sonst kommen die
Jugendlichen nicht mehr dazu,
in einen Sportverein zu gehen.»
Ebi hat allerdings eine Lösung
für dieses Problem. Er sei über-
zeugt, dass «der Schulstoff nicht
in jedem Fach derart in die Tie-
fe gehen und man nicht stän-
dig weitere Schulfächer erfin-
den muss».

David Jenny (FDP) stört sich
daran, dass der Schulstart «fle-
xibel» gestaltet werden soll. Er
könnte gut damit leben, wenn
die Schule eine halbe Stunde
oder eine Stunde später begin-
nen würde. «Dass jeder inner-
halb einer gewissen Zeit einfach
einlaufen kann, wann er will –
das bringt doch nichts, ausser
dass wir die Lehrkräfte über-
fordern.»

—Daswurde entschieden
Mit einer klarenMehrheit von 71
Ja- zu 15 Nein-Stimmen bei drei
Enthaltungen wird die Motion
überwiesen.Die Regierungmuss
das Anliegen nun prüfen. End-
gültig entschieden ist in dieser
Sache noch nichts.

Jugendliche sollen Schulbeginn selbst
bestimmen–Grossrat befürchtet Chaos
Debatte im Grossen Rat Noch vor vier Jahren scheiterte ein späterer Schulstart im basel-städtischen Parlament.
Nun stimmt eine grosse Mehrheit dafür. Was ist in der Zwischenzeit passiert?

Zu müde für die erste Stunde: Die Basler Regierung erhält den Auftrag, Modelle für einen späteren
Schulstart prüfen. Foto: Reto Oeschger
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OECD-Mindestbesteuerung Der Ba-
selbieter Landrat hat gestern die
EinführungderOECD-Mindestbe-
steuerung grossmehrheitlich gut-
geheissen. Ausser einem kleinen
Protest der SP gab es in der zwei-
ten Lesung keine Diskussionen.
Die Gesetzesänderungwurdemit
71 zu 12 Stimmenbei 1 Enthaltung
angenommen und untersteht da-
mit dem fakultativenReferendum.
Die Schlussabstimmung erfolgte
mit 72 Ja- zu 10Nein-Stimmenbei
einer Enthaltung. Bereits an der
ersten Lesung vor zwei Wochen
hatte derLandrat beschlossen,die
Gelder nur den wenigen Stand-
ortgemeinden der grossen Un-
ternehmen zukommen zu lassen.

Die Schweiz ist eines von 140
Ländern, die die Gewinne in-
ternational tätiger Unterneh-
men mit einem Jahresumsatz
von über 750Millionen Euromit
mindestens 15 Prozent besteu-
ern wollen.Wird der Gewinn ei-
nes betroffenen Unternehmens
im Kanton mit weniger als 15
Prozent besteuert,will der Bund
die Differenz als Steuer einzie-
hen und drei Viertel davon an
die Kantone auszahlen,wie es in
der Vorlage der Regierung steht.
VomKantonsanteil soll nunwie-
derumeinDrittel an die Gemein-
den fliessen.

Gemäss Schätzung der Re-
gierung werden künftig jährlich
rund fünf bis 20Millionen Fran-
ken an den Kanton und rund 2,5
bis zehn Millionen Franken an
die Gemeinden gehen. (SDA)

20Millionenmehr
Steuereinnahmen
für das Baselbiet

Dina Sambar

Das Video ist verstörend. Elliot
Rodger, ein junger Student, sitzt
in seinemAuto und klagt,mit 22
Jahren noch nie einMädchen ge-
küsst zu haben: «Ichweiss nicht,
warum ihr Mädchen euch nicht
zu mir hingezogen fühlt, aber
ichwerde euch alle dafür bestra-
fen. (...) Ich werde euch alle ab-
schlachten.»

Das tat er auch. Am 23. Mai
2014 brachte er sechs jungeMen-
schen um und verletzte 14 wei-
tere. Es war der Tag, an dem
die nischige Internet-Bewegung
der Incels mit brutaler Gewalt
in das öffentliche Bewusstsein
einbrach.

Elliot Rodgerwurde zumMär-
tyrer der Incels (unfreiwillig se-
xuell Enthaltsame). Diese Szene
verehrt ihn bis heute. In seinem
Video mit demTitel «Elliot Rod-
gers Vergeltung» nennt er sich
den «wahren Alpha-Mann.»

Damalswardie Rede nochvon
einem Einzeltäter. Heute weiss
man: Es handelt sich umeine glo-
bal vernetzte Bewegung, die über
soziale Medien längst auch die
heimischen Schulhausplätze er-
reicht hat.Die Incels sind nurdie
radikalisierte Spitze des Eisbergs.

Die Manosphere und
ihre Ideologien
«Wir sind vielleicht nicht gerade
als Incels, aber mindestens als

machoide Arschlöcher erzogen
worden», sagt Cédric Wermuth.
Der SP-Co-Präsident und Nati-
onalrat war Teil einer Podiums-
diskussion, bei der es umdie Ra-
dikalisierung jungerMännerund
Buben in der Manosphere ging.
Der Anlass des Feministischen
Salons Baselwarmit über 150Be-
suchenden ausverkauft.

Dochwas ist dieManosphere?
Und was hat Cédric Wermuths
Aussage damit zu tun? Die Ant-
wort liefert Veronika Kracher,
Extremismusexpertin, Publizis-
tin undFeministin. In derManos-
phere treffen sich selbst ernann-
te Verführungskünstler (Pickup
Artists), radikale Männerrechts
aktivisten, Influencer, Finanz-
gurus und auch Incels. Der Kitt,
der all diese Strömungen zu-
sammenhält, ist die Red-Pill-
Ideologie.

Der Begriff stammt aus dem
Film Matrix: Wer die rote Pille
schluckt, erkennt die Wahrheit.
In der Manosphere gilt die Vor-
stellung, dass geheime Eliten,
der Feminismus und die LGBTQ-
Bewegungdenweissen,heterose-
xuellen Cis-Mann unterdrücken.
Ihr Ziel sei es, den Mann zu ver-
weichlichen und seiner natür-
lichen Dominanz zu berauben.
«Sie wollen keine Männer, sie
wollen Sklaven heranziehen»,
verkündet ein KI-Influencer in
einem Video, das Veronika Kra-
cher am Podium abspielt. Durch

Selbstoptimierung wollten die
Red-Pill-Anhänger zu überlege-
nenAlpha- oder Sigma-Männern
werden, denen sich Frauen ins-
tinktiv unterwerfen würden.

Incels haben jede Hoffnung
aufgegeben (Black Pill). Für sie
werden nicht Männer generell,
sondern unattraktive Männer
unterdrückt. Sie sind überzeugt,
dass nur die gut aussehenden
Männer, sogenannte Chads, von
Frauen beachtet würden. Und
das, obwohl die Incels über-

zeugt sind, als Mann einAnrecht
auf eine gut aussehende Frau
zu haben. Viele finden es des-
halb richtig, die Frauen für ihre
«Oberflächlichkeit» mit physi-
scher Gewalt oder Cybermob-
bing zu bestrafen.

Veronika Kracher hat ein
Buch über die Incel-Bewegung
geschrieben. Terrorakte wie je-
ner von Rodger kämen nicht aus
dem Nichts. Ihre Grundlage sei
die StrukturunsererGesellschaft,
in der die Abwertung von Frau-
en und queeren Personen die
Regel sei.

In der Schweiz wurden 2025
34 Frauen getötet
ModeratorChristophGosteli, So-
zialarbeiter in der Männer- und
Gewaltberatung in Bern, wirft
eine These in die Runde: «In
jedem Mann steckt ein Incel.»
Niemand auf dem Podium, auf
dem neben Wermuth und Kra-
cher noch Kambez Nuri, Co-Lei-
terderFachstelle «OHBOY*»und
Sozialarbeiter beim Mannebüro
Züri, sitzt,widerspricht. Alle vier
warnen davor, Incels und sol-
cheGewalttaten als Randerschei-
nung abzutun. In der Schweiz
wurden letztes Jahr 34 Frauen
bei einem Femizid getötet. «Vie-
le dieser Femizide werden nicht
von Incels begangen, sondern
von ganz normalenVätern,Kum-
peln,Arbeitskollegen oderNach-
barn», sagt Kracher.

Für Kambez Nuri sind die frau-
enfeindlichen Inhalte von In-
fluencern wie Andrew Tate All-
tag – egal, ob er eine Sekun-
darschule oder ein Gymnasium
besuche. Seine Erklärung für de-
ren Beliebtheit bei Jugendlichen:
«Nicht derHass ist es,was sie an-
zieht, sondern die klarenAntwor-
ten.» Die Teenager suchten Ori-
entierung: «Siemöchten dazuge
hören, sie möchten ein Mann
werden.» Wer das Problem aber
auf pubertierende Jungs – oder
gar jungeMigranten – reduzieren
wolle, mache es sich zu einfach.

Ältere Schweizer Männer am
Ende ihrer Karriere reagieren
laut Wermuth am heftigsten auf
feministische Forderungen. Am
Ende gehe es gar nicht darum,
dass Frauen nicht unterdrückt
oder geschlagen werden sollten,
sondern: «Wir möchten nicht,
dass uns diese migrantischen
Boys auch noch dieses Privileg
wegnehmen», formuliert Wer-
muth überspitzt ein Gefühl, das
er bei älteren Schweizer Män-
nern wahrnimmt. Die Richtung
stimme aber: «Der statistisch ge-
fährlichste Ort für eine Frau in
der Schweiz ist die Armee», so
Wermuth.

Dieses gesellschaftliche Mus-
ter des dominanten Mannes ab-
zulegen, sei ein ständiger inne-
rer Kampf, sagt Wermuth: «Ich
falle immerwieder in diese alten
Muster zurück,wenn sie verlangt

werden.» Zudem werde verletz-
liche Männlichkeit nach wie vor
bestraft: «Man sagt uns zwar
seit 15 Jahren, ihr dürft Gefühle
zeigen und kooperativ sein. Die
Wahrheit ist aber: Wenn man
das dann in Job, Karriere oder
Politik versucht, scheitert man»,
soWermuth.

Bedürfnisse hinter
demKonsumhinterfragen
Wie lässt sich im Alltag damit
umgehen? Wenn es um die Ar-
beit mit jungen Männern geht,
rät Kambez Nuri Eltern und
Lehrpersonen dazu, imGespräch
zu bleiben. Ein einfaches Verbot
der fragwürdigen Inhalte bringe
nichts, da sich die Jugendlichen
sowieso in diesen digitalen Räu-
men bewegten. Man müsse die
Bedürfnisse hinter demKonsum
hinterfragen.

Er rät allen, egal, ob Frau
oder Mann, zur schonungslosen
Selbstreflexion –vor allem,wenn
man bei sich eine Abwehrhal-
tung, beispielsweise auf eine fe-
ministische Forderung, spüre:
«Immer wenn bei mir ein ‹Ja,
aber› kommt, weiss ich: Okay,
jetzt musst du dein Maul hal-
ten, nachdenken und vielleicht
nachfragen», sagt Nuri.Oderwie
Christoph Gosteli es formuliert:
«Wenn du an dir arbeitest, in der
Männerberatung oder auch bei
dir zu Hause, musst du Scheisse
fressen – es muss wehtun.»

«In jedemMann steckt ein Incel» –
und niemand auf demPodiumwiderspricht
Manosphere In Basel diskutieren zwei Männerarbeiter, eine Autorin und SP-Co-Präsident Cédric Wermuth
über toxische Männlichkeit. Die Botschaft: Frauenhass sei im Schweizer Alltag angekommen.

Unddannplötzlich ruft ein aufge-
brachterMarkus Graf, Fraktions
chef der Baselbieter SVP: «Die
Leute haben wirklich genug von
Volksentscheiden, die nicht um-
gesetztwerden.Odervon Gerich-
ten, die ihre Arbeit nicht machen.
Es reicht.Die Debatte, diewir hier
führen, ist absolut sinnbildlich für
die Schweizer Misere in der Mig-
rationspolitik.»

Das Votum sitzt, doch Grafs
Frust kommt nicht von unge-
fähr. Gestern hat das Baselbie-
ter Parlament über die Ausschaf-
fungsquote diskutiert, die in der
Landschaft zuletzt ein Politikum
geworden ist. Vergangenen De-
zember hat das Staatssekretariat
fürMigration nämlich eine Statis-
tik veröffentlicht, die zeigt, dass
Baselland beschlossene Landes-
verweise deutlich weniger kon-
sequent vollzieht als viele andere
Kantone in der Schweiz.

Ausschaffungsquote
aufgebessert
2024 sind imBaselbiet 54 Prozent
aller ausländischen Straftätermit
Landesverweis ausgeschafftwor-
den. Also «nur» etwa die Hälfte.
Deutschschweizer Kantone mit
hohen Fallzahlen wie Bern (77
Prozent) oder Zürich (65 Prozent)
liegen teilweise deutlich darüber,
der kleine Kanton Zug erreicht gar
eine Vollzugsquote von 100 Pro-
zent.Und auch derNachbarBasel-
Stadt kann eine beachtlicheQuote
von 97 Prozent aufweisen. Basel-
land belegt den fünftletzten Platz.

Die Empörung war im Baselbiet
entsprechend gross. FDP-Frak
tionschef Alain Bai reichte noch
im Dezember einen Vorstoss ein
undwollte herausfinden,wie die
Regierung die vergleichsweise
«tiefeQuote» bewertet. «Die Zah-
lenwerfen Fragen zur Koordina-
tion zwischen den kantonalen

und bundesrechtlichenVollzugs-
behörden sowie zur politischen
Prioritätensetzung der zuständi-
gen Direktion auf», sagte er.

SeinVorstoss ist nun imLand-
rat diskutiertworden.Und, inter-
essant: Die BaselbieterRegierung
sieht trotz der doch relativ tiefen
Quote keinen Handlungsbedarf.

Einerseits hat die zuständige
Sicherheitsdirektion um Regie-
rungsrätin Kathrin Schweizer
(SP) bereits vor ein paarWochen
verlauten lassen, «dass einige
Landesverweise nicht vollzogen»
werden könnten, weil eine Aus-
schaffung «schlicht nicht mög-
lich» sei. Zum Beispiel bei Män-
nern (fast alle ausländischen
Straftäter sind männlich) aus
Eritrea oderMarokko, da die dor-
tigenBehörden sich kaumkoope-
rativ zeigten. Weiter seien Voll
züge teilweise auch schwierig,
«weil keine Reisepapiere vor-
handen sind und nicht feststeht,

woher die Personen kommen».
Andererseits führt die Regierung
nun aus, dass die vorliegende
Ausschaffungsquote «nur sehr
beschränkt aussagekräftig» sei.

Stand April waren noch zwei
Landesverweise ausstehend.
Mit anderen Worten: 2025 wur-
de vorwärtsgemacht. Allerdings
zieht der Regierungsrat dabei 24

Personen ab, deren Aufenthalts-
ort man nicht kennt. Das wiede-
rum verärgert SVP und FDP.

Markus Graf betont gestern:
«Dass die Regierung so tut, als
gäbe es kein Verbesserungs
potenzial, den aktuellen Zustand
einfach akzeptiert, geht nicht.»

Ähnlich klingt es beiAlain Bai:
«Wennviele der kriminellenAus-

länder aus dem Blickfeld ver-
schwinden, könnenwirnicht un-
tätig bleiben. Alles andere er-
schliesst sichmir nicht.» Es gehe
dabei auch um das Vertrauen
in den Rechtsstaat, so der Frei-
sinnige.

FDPwill weitere Vorstösse
lancieren
Für die politische Linke ist
die Aufregung hingegen nicht
nachvollziehbar. Adil Koller (SP)
meint: «Die tieferen Zahlen im
Baselbiet sind darauf zurück-
zuführen, dass die Daten nicht
in allen Kantonen gleich erfasst
werden.» Umeinen aussagekräf-
tigen Vergleich ziehen zu kön-
nen, müsste das zunächst an-
gepasst werden. SVP und FDP
entgegnen, dass es bereits heu-
te möglich sei, alle straffälligen
Ausländermit einemLandesver-
weis auszuschaffen. Die Freisin-
nigen kündigen denn auch an,
weitere Vorstösse zu lancieren
– beispielsweise fordern sie ein
systematisches Monitoring.

Tatsächlich sagte derGeneral-
sekretär der Konferenz der kan-
tonalen Polizeidirektoren, Flo-
rian Düblin, in der «NZZ am
Sonntag»,dass die unterschiedli-
chenAusschaffungsquoten zwar
«durch eine Vielzahl von Fakto-
ren beeinflusst» würden – doch
sei dies natürlich auch eine «Fra-
ge der Prioritätensetzung im je-
weiligen Kanton».

Benjamin Wirth

Tiefe Ausschaffungsquote? Regierung sieht keinen Handlungsbedarf
Frust bei SVP und FDP In der Statistik von Landesverweisen steht der Landkanton weit hinten.

Je nach Kanton variieren die Ausschaffungsquoten. Symbolfoto: PD

«Ich falle immer
wieder in diese
altenMuster
zurück, wenn sie
verlangt werden.»
Cédric Wermuth
SP-Co-Präsident
und Nationalrat


